
Aktenzeichen: 4 AZR 433/88
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 9. November 1988

- 4 AZR 433/88 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 22.. Juli 1987

Düsseldorf - 6  Ca 6306/86-
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 21. April 1988

Düsseldorf - 7 Sa 1371/87 -
Für die Amtliche Sammlung: J 3
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Ja

Entscheidungsstichwort:
Sozialversieherungspflicht von Abfindungen

Gesetz: KSchG 1969 § 10, § 9; AFG §§ 117, 168; ArbGG § 2; ArEV § 1;
AVG | 2; EStG § 3; RVO §§ 165, 385, 1227; SGB IV §§ 14, 17;
ZPO § 767

Leitsätze s

1. Abfindungen nach § 9, % 10 KSchG, die für den Verlust 
des Arbeitsplatzes gezahlt werden, unterliegen auch dann 
nicht der Beitragspflicht zur Sozialversicherung, wenn für 
sie Einkommen- oder Lohnsteuer abzuführen ist.
2. Gegenteiliges ergibt sich weder aus § 14 und § 17 SGB
IV noch aus % 3 Abs 9 EStG in Verbindung mit den Bestimmun­
gen der Arbeitsentgeltverordnung (ArEV).
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4 AZR 433/88
7 Sa 1371/87 Düsseldorf
Verkündet am 
9. November 1988

Im Namen des Volkes!

Haust,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter

Urteil
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 9» November 1988 durch den 
Richter Dr. Feiler als Vorsitzenden, die Richter Dr. Etzel 
und Dr. Freitag sowie die ehrenamtlichen Richter Polcyn 
und Dr. Kiefer für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten werden die 
Urteile des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
vom 21. April 1988 - 7 Sa 1371/87 - und des 
Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 22. Juli 1987 
- 6 Ca 6306/86 - aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Beklagte stand seit 13» Juni 1977 als Lagerist in den 
Diensten der Klägerin und erzielte zuletzt eine monatliche Brut­
tovergütung von DM 3.222,50. Die Klägerin kündigte das Arbeits­
verhältnis mit Schreiben vom 4. März 1986 zum 31. Dezember 1986. 
Hiergegen erhob der Beklagte KUndigungsschutzklage. Dieser 
Rechtsstreit endete durch einen am 13. Juni 1986 vom Arbeitsge-

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

rieht Düsseldorf - 6 Ca 1382/86 - protokollierten Vergleich, der 
folgenden Wortlaut hat:

1. Zwischen den Parteien besteht Einigkeit dar­
über, daß das Arbeitsverhältnis zwischen ih­
nen aufgrund ordentlicher und fristgerechter 
Kündigung der Beklagten aus betrieblicher 
Veranlassung zum 30.9.1986 beendet wird.

2. Bis zu dem unter Ziffer 1. genannten Termin 
rechnet die Beklagte das Arbeitsverhältnis 
ordnungsgemäß ab. Dem Kläger steht insbeson­
dere ein anteiliges 13. Monatsgehalt zu. Et­
waige Gratifikationsleistungen, die für das 
gesamte Jahr geleistet worden sind, werden 
auch nicht anteilmäßig zurückverlangt. Die 
Beklagte verpflichtet sich, dann dem Kläger 
nach den Bestimmungen der Reiseordnung für 
sich und seine Ehefrau einen Mitarbeiterflug 
nach New York für den Monat Oktober 1986 
zur Verfügung zu stellen.

3. Die Beklagte zahlt an den Kläger zur Abgel­
tung des Verlustes des sozialen Besitzstän- 
des gemäß §§ 9, 10 KSchG i.V.m. § 3 Ziffer '
9 EStG eine Abfindung von 29.500,.-*- DM 
(neunundzwanzigtausendfünfhundert).

4. Die Beklagte verpflichtet sich, dem Kläger 
ein qualifiziertes Zeugnis zu erstellen, 
das sich auf Führung und Leistung erstreckt 
und wohlwollend formuliert ist, damit der 
Kläger nicht in seinem beruflichen Fortkom­
men behindert wird.

5. Mit Erfüllung dieses Vergleichs sind zwi­
schen den Parteien alle Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis und seiner Auflösung abge­
golten .

Die Klägerin zahlte die Abfindung mit dem Septembergehalt 
1986 aus, führte jedoch von dem DM 24.000,-- übersteigenden Be­
trag der Abfindung Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge an 
die zuständigen Behörden ab. Der Beklagte erhielt den um diese 
Beiträge verminderten Betrag der Abfindung. Die von der Klägerin
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abgeführten Sozialversicherungsbeiträge, die in ihrer rechneri­
schen Höhe unstreitig sind, betrugen insgesamt DH 728,19 (Kran­
kenversicherung: DM 90,19, Rentenversicherung: DM 528, — , Ar­
beitslosenversicherung: DM 110, — ). Diesen von der Klägerin ein­
behaltenen und an die Sozialversicherungsträger abgeführten Be­
trag will der Beklagte aus dem gerichtlichen Vergleich vom 13* 
Juni 1986 vollstrecken. Hiergegen wendet sich die Klägerin mit 
einer Vollstreckungsgegenklage.

Die Klägerin hat vorgetragen, nach § 14 SGB IV in Verbindung 
mit der Arbeitsentgeltverordnung vom 18. Dezember 1984 korrespon­
diere die Sozialversicherungspflicht mit der Lohnsteuerpflicht. 
Nach § 3 Nr. 9 EStG seien Abfindungen bis zur Höhe von DM
24.000, —  lohnsteuerfrei. Demgemäß bestehe in dieser Höhe auch 
keine Sozialversicherungspflicht. Der Betrag, der DM 24.000,-- 
übersteige, unterliege jedoch der Lohnsteuerpflicht und damit 
auch der Sozialversicherungspflicht. Die vergleichsweise Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses zum 30* September 1986 bedeute ei­
nen Verzicht des Beklagten auf drei Monate der Kündigungsfrist. 
Insoweit sei in der von der Klägerin gezahlten Abfindung Arbeits­
entgelt für diese drei Monate enthalten. Dieser Arbeitsentgelt­
anteil begründe die Sozialversicherungspflicht, soweit er DM
24.000, -- übersteige.

Die Klägerin hat beantragt,

die Zwangsvollstreckung aus dem Vergleich 
zwischen den Parteien vom 13* Juni 1986 
- 6 Ca 1382/86 - des Arbeitsgerichts Düs­
seldorf für unzulässig zu erklären.
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abzuweisen. Er hat

£
J

Der Beklagte hat beantragt, die Klage 
vorgetragen, die Abfindung stelle kein Arbeitsentgelt dar, da sie 
keine Gegenleistung für die Arbeitsleistung des Beklagten sei, 
sondern allenfalls eine Gegenleistung für die Aufgabe der Be­
schäftigung des Beklagten bei der Klägerin. Da die Abfindung kein 
Arbeitsentgelt sei, bestehe auch keine Sozialversicherungs­
pflicht, Das Arbeitsamt habe Arbeitslosengeld zunächst bereits 
für die Zeit ab 1. Oktober 1986 bewilligt.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben, Das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten zurückgewiesen.

Mit der vorn Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt der Beklagte seinen Klageabweisungsantrag weiter. Die Klä­
gerin beantragt Zurückweisung der Revision.

E_ n _t_ s c h e  i _d __u__ n g s g r ü n d e  s

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der vor­
instanzlichen Urteile und zur Klageabweisung. Die Klägerin kann 
vom Beklagten nicht verlangen, die Zwangsvollstreckung aus dem 
gerichtlichen Vergleich vom 13. Juni 1986 (Arbeitsgericht Düssel­
dorf - 6 Ca 1382/86 -) zu unterlassen. Die Zwangsvollstreckung 
aus diesem Vergleich ist vielmehr in dem von dem Beklagten beab­
sichtigten Umfang (DM 728,19) zulässig, ln Höhe von DM 728,19 hat 
die Klägerin den gerichtlichen Vergleich bisher nicht erfüllt.
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Dieser Betrag steht dem Beklagten zu. Durch die Abführung von DM 
728,19 an Sozialversicherungsträger konnte die Klägerin den Ver­
gleich nicht erfüllen. Denn die von der Klägerin an den Beklagten 
zu zahlende Abfindung unterliegt nicht der Beitragspflicht zur 
Sozialversicherung.

Die Klage ist zulässig. Es handelt sich um eine Vollstrek- 
kungsgegenklage, die sich gegen einen gerichtlich protokollierten 
Vergleich richtet. Die Zulässigkeit der Klage folgt aus § 767 ZPO 
in Verbindung mit §§ 795, 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. Die Zuständigkeit 
der Arbeitsgerichtsbarkeit ist gegeben. Es geht um die Voll­
streckung eines Anspruchs aus dem Arbeitsverhältnis oder dessen 
Nachwirkungen (Abfindung). Hierbei sind als Vorfrage sozialversi- 
cherungsrechtliche Fragen zu entscheiden. Das berührt aber nicht 
die am Streitgegenstand orientierte Zuständigkeit der Arbeitsge­
richtsbarkeit (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 a, c ArbGG).

Für die von der Klägerin an den Beklagten zu zahlende Abfin­
dung sind keine Sozialversicherungsbeiträge abzuführen. Denn die , 
Abfindung ist kein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt im Sinne 
von § 14 SGB IV. Sie wird zwar im Zusammenhang mit dem Arbeits­
verhältnis gezahlt, erfüllt aber nicht die Anforderungen des § 14 
SGB IV. § 14 SGB IV bestimmt den Begriff des Arbeitsentgelts für 
den Bereich der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung (§ 1 
Abs. 1 SGB IV) sowie den Bereich der Arbeitslosenversicherung 
(§ 173 a AFG). Nach dem Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 SGB IV 
richten sich kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschriften die 
Beiträge in der Rentenversicherung (für Arbeiter: § 1385 Abs. 3
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Buchst, a) RVO, für Angestellte: § 112 Abs. 3 Buchst, a) AVG).
Die Beiträge für die Arbeitslosenversicherung knüpfen an die Bei­
tragsbemessungsgrundlage für die Rentenversicherung und damit 
wiederum an den Begriff des Arbeitsentgelts im Sinne von § 14 SGB 
IV an (§ 175 Abs„ 1 Nr. 1 AFG). In der Krankenversicherung sind 
Beiträge nach dem Grundlohn zu entrichten (§ 385 RVO); als Grund­
lohn gilt der auf den Kalendertag entfallende Teil, des Arbeits­
entgelts (§ 180 Abs. 1 Satz 2 RVO), so daß damit ebenfalls der 
Bezug zu § 14 SGB IV hergestellt ist. Damit sind von den Bezügen, 
die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber erhält, nur insoweit Beiträ­
ge zur Sozialversicherung (Krankenversicherung, Rentenversiche­
rung, Arbeitslosenversicherung) abzuführen, als es sich um Ar­
beitsentgelt im Sinne von § 14 SGB IV handelt.

§ 14 SGB IV lautet:

(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder ein­
maligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, 
gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die 
Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung 
oder in welcher Form sie geleistet werden und 
ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder 
im Zusammenhang mit ihr erzielt werden.

(2 ) .....

Danach könnte eine Abfindung als einmalige Einnahme angese­
hen werden, die im Zusammenhang mit der Beschäftigung des Arbeit­
nehmers erzielt wird. Ohne vorangegangenes Arbeitsverhältnis, das 
mindestens sechs Monate bestanden hat, kann kein Abfindungsan­
spruch nach dem Kündigungsschutzgesetz (§§ 9, 10) entstehen. Für
die Höhe der Abfindung ist u.a. die Dauer der Betriebszugehörig-
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keit maßgebend. Dadurch wird der Zusammenhang mit einer Beschäf­
tigung hergestellt.

Im Schrifttum sind die Auffassungen zur streitbefangenen 
Frage geteilt. Hueck (KSchG, 10. Aufl. 1980, § 10 Rz 19), Maus 
(KSchG, 1973» § 10 Rz 32), Monjau/Heimeier (KSchG, § 9 Rz 4), 
Rewolie/Bader (KSchG, § 10 Rz 1) und Stahlhacke (Kündigung und 
Kündigungsschutz im Arbeitsverhältnis, 4. Aufl. 1982, Rz 606) 
gehen ohne nähere Begründung davon aus, daß bei Abfindungen nach 
dem Kündigungsschutzgesetz keine Beiträge zur Sozialversicherung i 
anfallen. Neumann (AR-Blattei, Kündigungsschutz VI unter H IV 1) 
verneint eine Sozialversicherungspflicht mit der Begründung, die 
Abfindung sei keine Vergütung für die Beschäftigung. Becker 
(KR-Becker, 3« Aufl. 1988, § 10 KSchG Rz 92) verneint eine Bei­
tragspflicht zur Sozialversicherung, soweit Abfindungen als Ent­
schädigung für den Verlust des Arbeitsplatzes gezahlt würden; 
hingegen sei der Entgeltanteil einer Abfindung beitragspflichtig. 
Eine ähnliche Auffassung vertritt Bopp (Kündigung und Kündigungs­
prozeß im Arbeitsrecht, 1980, S. 263), der Abfindungen nicht für 
beitragspflichtig hält, soweit es sich nicht um verdeckte Vergü­
tungsansprüche handelt. Nach Auffassung von Wolf (KR-Wolf, aaO, 
Grds. Rz 648) unterliegen Abfindungen nicht der Beitragspflicht, 
soweit sie für Zeiten nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses ge­
zahlt werden. Zweng/Scheerer/Buschmann (Handbuch der Rentenversi­
cherung, Stand: Januar 1988, § 14 SGB IV Anm. I B 1) sehen Abfin­
dungen wegen der Entlassung aus dem Arbeitsverhäitnis nicht als 
einmalige Einnahmen im Sinne von § 14 SGB IV an, weil es sich 
nicht um dem Arbeitsentgelt zuzurechnende Zuwendungen handele,
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sondern die Zahlung aus anderen Reehtsgründen erfolge. Demgegen­
über bejahen Herschel/Löwisch (KSchG, 6. Aufl. 1984, § 10 Rz 27) 
für Abfindungen nach §§ 9, 10 KSchG eine Beitragspflicht zur So­
zialversicherung in dem gleichen Umfang, wie die Abfindung ein­
kommensteuerpflichtig ist. Davon gehen auch Koch/Hartmann/Kalten- 
bach/Meier (Die Rentenversicherung im Sozialgesetzbuch, Stand: 
Juli 1978, § 14 SGB IV Rz 29) aus. Schaub (Arbeitsrechtshandbuch,
6. Aufl. 1987, S. 966) bejaht eine Beitragspflicht bis zur Höhe 
der Beitragsbemessungsgrenze. Peters (Handbuch der Krankenversi­
cherung, Stand: 1. April 1988, § 14 SGB IV Anm. 3) zählt einmali­
ge Abfindungen und Entschädigungen zu den einmaligen Einnahmen im 
Sinne von § 14 SGB IV. Das Bundessozialgericht hat die Rechtsfra­
ge bisher noch nicht entschieden.

Der Senat schließt sich der insbesondere von Wolf (KR-Wolf, 
aaO) vertretenen Auffassung an, daß Abfindungen im Sinne von 
§§ 9, 10 KSchG nicht der Beitragspflicht zur Sozialversicherung
unterliegen, soweit sie für Zeiten nach dem Ende des Arbeitsver­
hältnisses gezahlt werden, wovon im allgemeinen mangels anderwei­
tiger Anhaltspunkte auszugehen ist. Sinn und Zweck des § 14 SGB 
IV gebieten eine einengende Auslegung des Gesetzes, die vom blo­
ßen Wortlaut nicht gedeckt ist. Danach sind nur solche Leistungen 
als "Arbeitsentgelt" anzusehen, die für die Dauer des Arbeitsver­
hältnisses gezahlt werden. Der Versicherungspflicht unterliegen 
- soweit es vorliegend interessiert - nämlich nur Arbeitnehmer 
(Krankenversicherung: § 165 Abs. 1 Nr. 1 bis 2 RVO, Rentenversi­
cherung: § 1227 RVO, § 2 Abs. 1 Nr. 1 AVG; Arbeitslosenversiche­
rung: § 168 AFG). Das bedeutet, daß insoweit außerhalb oder nach
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Beendigung des Arbeitsverhältnisses keine Versicherungspflicht 
besteht. Besteht aber keine Versicherungspflicht, wäre es wider­
sprüchlich und sinnwidrig, Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleich­
wohl zur Zahlung der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge 
heranzuziehen. Daraus folgt, daß Bezüge, die Arbeitnehmer für 
Zeiten des Arbeitsverhältnisses beziehen, beitragspflichtig, Be­
züge, die für Zeiten außerhalb oder nach Beendigung des Arbeits­
verhältnisses gezahlt werden, hingegen nicht beitragspflichtig 
sind. So wird z. B. auch für Versorgungsbezüge, die der Arbeit­
nehmer vom Arbeitgeber im Hinblick und im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsverhältnis erhält, eine Beitragspflicht verneint (Peters, 
aaO, § 14 SGB IV Anm. 4). Bezüge dieser Art sind kein Arbeitsent­
gelt im Sinne von § 14 SGB IV.

Diese Grundsätze gelten auch für sogenannte Einmalzahlungen, 
zu denen die - einmalig bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gezahlten - Abfindungen gehören. Für Einmalzahlungen, die für 
Zeiten des Arbeitsverhältnisses gezahlt werden (z. B. Treueprä­
mien, Jubiläumsgelder, Gratifikationen), sind Sozialversiche- 
rungsbeiträge abzuführen. Für Einmalzahlungen, die für Zeiten au­
ßerhalb oder nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses gezahlt 
werden, sind keine Sozialversicherungsbeiträge abzuführen. Auch 
insoweit fehlt der Bezug zu einem versicherungspflichtigen Zeit­
raum. Diese Auslegung wird insbesondere durch § 385 Abs. 1 a RVO 
bestätigt. Danach sind bei der Feststellung des Grundlohns dem 
Arbeitsentgelt zuzurechnende Zuwendungen, die nicht für die Ar­
beit in einem einzelnen Lohnabrechnungszeitraum gezahlt werden 
(einmalig gezahltes Arbeitsentgelt), dem Lohnabrechnungszeitraum
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zuzuordnen, in dem sie ausgezahlt werden (bei Auszahlung nach dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses dem letzten Lohnabrechnungszeit- 
raum). Durch die Bezugnahme auf den Lohnabrechnungszeitraum 
bringt das Gesetz hier zum Ausdruck, daß es unter Einmalzahiungen 
Zuwendungen versteht, die zwar nicht unbedingt für die Arbeit in 
einem einzelnen Lohnabrechnungszeitraum gezahlt werden, wohl aber 
für Lohnabrechnungszeiträume insgesamt. Zuwendungen, die nicht 
nur nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses ausgezahlt werden, 
sondern auch für Zeiten außerhalb eines Lohnabrechnungszeitraums, 
bleiben damit außer Betracht.

Abfindungen, die für den Verlust des Arbeitsplatzes gezahlt 
werden, werden nicht für Zeiten des Arbeitsverhältnisses gezahlt, 
sondern für Zeiten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses und 
sind daher kein Arbeitsentgelt im Sinne von § 14 SGB IV. Bei sol­
chen Abfindungen handelt es sich um eine Entschädigung für den 
Verlust des Arbeitsplatzes (vgl. KR-Becker, aaO, § 10 KSchG Rz 
11 ff.); sie sollen den mit dem Verlust des Arbeitsplatzes ver­
bundenen Wegfall der Arbeitsvergütung ausgleichen. Damit werden 
sie nicht für Zeiten des Arbeitsverhältnisses gezahlt, sondern 
gerade für die Zeit danach. Davon geht auch das Bundessozialge­
richt aus (Urteil vom 28. April 1987 - 12 RK 50/85 - und Urteil 
vom 23. Februar 1988 - 12 RK 34/86 -), wenn es die Abfindung als 
Einnahme zum Lebensunterhalt für die Zeit nach dem Ende des Ar­
beitsverhältnisses einstuft und sie deshalb (teilweise) dem 
Grundlohn für die Berechnung des Beitrags bei der freiwilligen 
(Weiter-) Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(§ 180 Abs. 4 RVO) zurechnet. Daraus ist im Rückschluß zu entneh-
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men, daß es sich bei Abfindungen nicht gleichzeitig um Arbeits­
entgelt für die Zeit vor dem Ende des Arbeitsverhältnisses han­
deln kann, von dem Beiträge im Rahmen der bis zum Ende des Ar­
beitsverhältnisses bestehenden Pflichtversicherung abzuführen 
sind. Dabei kann offenbleiben, ob und inwieweit die Abfindung 
einen "Arbeitsentgeltanteil" und einen "sozialen Anteil" enthält 
(vgl. BSG, aaO). Soweit die Abfindung einen Arbeitsentgeltanteil 
enthält, entfällt dieses Arbeitsentgelt ebenfalls auf die Zeit 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses (vgl. BSG, aaO) und un­
terliegt aus diesem Grund nicht der Beitragspflicht (in diesem 
Sinne auchs Gagel, Sozialrechtliche Konsequenzen von Vergleichen 
in Kündigungsschutzprozessen, 2. Aufl. 1987, Rz 422 b). Die Zu­
ordnung der Abfindung zu der Zeit nach dem Ende des Arbeitsver- 
hä'ltnisses wird auch durch § 117 AFG bestätigt. Danach ruht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld in einem bestimmten Umfang, wenn 
das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung der ordentlichen Kündi­
gungsfrist vorzeitig gegen Zahlung einer Abfindung beendet wurde. 
Die Abfindung wird insoweit vom Gesetz als eine Leistung für die 
Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses angesehen, die des­
halb die Zahlung von Arbeitslosengeld entbehrlich macht (vgl.
BSG, aaO; Gagel, aaO).

Abfindungen sind auch dann kein Arbeitsentgelt im Sinne von 
§ 14 SGB IV, wenn sie - wie vorliegend - gerade im Hinblick dar­
auf gezahlt werden, daß die Parteien ihr Arbeitsverhältnis vor­
zeitig - ohne Einhaltung der maßgebenden Kündigungsfrist - been­
den. Es liegt im Rahmen der Vertragsfreiheit der Parteien, ein 
bestehendes Arbeitsverhältnis jederzeit durch einen Aufhebungs-
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vertrag aufzulösen. Solche Aufhebungsverträge müssen auch die 
Sozialversicherungsträger hinnehmen. Allenfalls dann, wenn durch 
einen Aufhebungsvertrag in bereits entstandene Rechte Dritter, 
u.a. auch der Sozialversicherungsträger, eingegriffen wird, 
stellt sich die Frage, ob der Dritte einen solchen Aufhebungsver­
trag gegen sich gelten lassen muß. Dies wird insbesondere dann in 
Betracht kommen, wenn die Parteien ihr Arbeitsverhältnis rückwir­
kend auflösen. Rechte Dritter werden aber nicht berührt, wenn 
- wie vorliegend - die Parteien im beiderseitigen Einvernehmen 
das Arbeitsverhältnis zu einem nach dem Vergleichsabschluß lie­
genden Zeitpunkt auflösen. Bei Nichteinhaltung der Kündigungs­
frist mag dann zwar die Abfindung einen Arbeitsentgeltanteil ent­
halten; dieser entfällt aber auf die Zeit nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses mit den sich aus § 117 AFG ergebenden Kon­
sequenzen; er stellt aber kein Arbeitsentgelt für die Zeit des 
bestehenden Arbeitsverhältnisses dar und ist daher auch nicht 
beitragspflichtig.

Beitragspflichtig ist eine Abfindung nur, soweit in ihr Be­
träge enthalten sind, die für die Dauer des Arbeitsverhältnisses 
gezahlt werden, z. B. wenn in ihr eine Urlaubsabgeltung oder die 
Vergütung für die letzte Zeit des Arbeitsverhältnisses - bei ver­
einbartem Fortfall der Vergütungspflicht - enthalten ist ("ver­
deckte Vergütung"). Davon kann vorliegend keine Rede sein. Es ist 
kein. Anhaltspunkt dafür ersichtlich, daß die Klägerin dem Beklag­
ten irgendwelche Leistungen aus dem Arbeitsverhältnis vorenthal­
ten hat, die dann in den Abfindungsbetrag eingeflossen sind.
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Auch aus der Arbeitsentgeltverordnung in der Fassung vom 18. 
Dezember 1984 (ArEV) läßt sich nicht entnehmen, daß Abfindungen 
wegen des Verlustes des Arbeitsplatzes jedenfalls insoweit bei­
tragspflichtig sind, als sie der Einkommen- und Lohnsteuer unter­
liegen. Nach § 1 ArEV sind einmalige Einnahmen nicht dem Arbeits­
entgelt zuzurechnen, soweit sie lohnsteuerfrei sind und sich aus 
den §§ 2 und 3 ArEV nichts Abweichendes ergibt. Daraus folgt 
zwar, daß einmalige Einnahmen dem Arbeitsentgelt zuzurechnen 
sind, soweit sie lohnsteuerpflichtig sind. Im vorliegenden Fall 
ist die Abfindung, soweit sie DM 24.000,-- übersteigt, nach § 3 !
Nr. 9 EStG lohnsteuer- und einkommensteuerpflichtig. Daraus folgt 
jedoch noch nicht, daß die Abfindung auch beitragspflichtig ist. 
Die ArEV ist aufgrund des § 17 SGB IV ergangen. Danach ist die 
Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß einmalige Einnahmen, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern 
gewährt werden, ganz oder teilweise nicht dem Arbeitsentgelt zu­
zurechnen sind. § 17 SGB IV setzt damit aber voraus, daß über­
haupt Arbeitsentgelt im Sinne von § 14 SGB IV vorliegt. Soweit 
Einnahmen nicht dem Arbeitsentgelt im Sinne von § 14 SGB IV zuzu­
rechnen sind - wie vorliegend die Abfindung nach §§ 9, 10 
KSchG entfällt ohnehin eine Beitragspflicht, so daß für eine 
besondere Rechtsverordnung gemäß § 17 SGB IV kein Raum ist. § 17 
SGB IV betrifft damit nur einmalige Einnahmen, die als Arbeits­
entgelt im Sinne von § 14 SGB IV angesehen werden können, z. B. 
Treueprämien, Jubiläumsgelder und Gratifikationen.
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Die Klägerin hat als unterlegene Partei gemäß § 91 ZPO die 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Dr, Feiler Dr. Freitag Dr. Etzel
Polcyn Dr. Kiefer
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